
A1 Kiesabbau in und um Dresden stoppen – Schäden für Flora und Fauna

begrenzen

Antragsteller*in: Ulrike Caspary

Tagesordnungspunkt: 3.1. Kiesabbau in und um Dresden stoppen

– Schäden für Flora und Fauna begrenzen

Antragstext

1 Antragstellerinnen: Ulrike Caspary, Julia Günther

2 Kiesabbau in und um Dresden stoppen – Schäden für Flora und Fauna begrenzen

3 In und um Dresden sind aktuell 3 Gebiete vom Bergbau direkt betroffen:

4

5

der Kiesabbau in Söbrigen, der die wertvolle Dresdner Elblandschaft
bedroht und schädigt https://www.gegen-kieswerk-soebrigen.de/

6

7

8

9

10

der Abbau von Sand im Heller (Teil des LSG Dresdner Heide, FFH-Gebiet),
wodurch eiszeitliche Dünen mit wertvoller, unter Schutz stehender Natur,
vernichtet werden. https://www.hellerau-
buergerverein.de/index.php/arbeitsgruppen/umwelt/213-volles-haus-zukunft-
des-heller-bewegt-die-buerger

11

12

13

der Kiesabbau Würschnitz (FFH Gebiet mit Niedermooren im Wald) im Norden
Dresdens, der wertvolle Moorlandschaften zerstören wird.
https://sachsen.nabu.de/news/2019/26181.html

14

15

16

17

18

19

20

Angesichts der stetig zunehmenden, sichtbaren und erlebbaren Folgen des
Klimawandels und der damit verbundenen Gefährdung unserer Lebensgrundlagen,
halten wir es für dringend erforderlich den Abbau von Kies und Sand in den
genannten Gebieten, sowie in anderen schützenswerten Gebieten Sachsens, zu
beenden. Recycling vorhandener Baustoffe sollte den Materialbedarf immer weiter
ersetzen. Die Gefährdung von Trinkwasser, bzw. der hohe Verbrauch an Wasser
durch Bergbau sind für uns nicht akzeptabel.
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21

22

23

24

25

26

Die Macht des Bergrechtes, das in unserer Erfahrung vor Ort, über allem steht,
muss gebrochen werden. Wir brauchen dringend und schnell eine Änderung des
Bergrechtes mit einer Ausrichtung auf die Probleme der heutigen Zeit,
insbesondere den Klimaschutz. Unser Anliegen ist der Erhalt unserer
Lebensgrundlagen auch für die nächsten Generationen und das ist hier vor Ort in
Gefahr.

27

28

Der Kreisverband BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert den Landesverband Sachsen auf,
sich auf Landes- und Bundesebene für folgende Punkte einzusetzen:

29

30

Änderung des Bergrechtes entsprechend den Anforderungen unserer heutigen
Zeit

31

32

Sorge dafür zu tragen, dass im Zuge dessen die oben genannten
Abbauvorhaben eine Neubewertung erfahren

33

34

35

36

Anwendung der Änderungen des Bundesbergrechtes aus dem Jahr 1996 in Bezug
auf Sande und Kiese bei jeglichem Neuaufschluss in Sachsen (Gesetz zur
Vereinheitlichung der Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen vom 15. April
1996 (BGBl. I S. 602))

37

38

Schaffung von Voraussetzungen, die sicherstellen, dass bei Verfüllung von
Tagebaugebieten

39

40

in kurzen Abständen anlasslose, externe, unangekündigte Kontrollen
durchgeführt werden

41

42

ausschließlich Material verfüllt wird, dass keine Schädigung der Moore
über wasserführende Schichten bedeutet

43

44

engmaschiges Monitoring der Feuchtgebiete hinsichtlich des Zustandes des
Grundwasserhaushaltes durchgeführt wird

45

46

47

Schaffung der Voraussetzungen für einen Stopp der Erweiterung des
Kiesabbaugebietes Würschnitz-West auf Grund der möglichen Gefährdung der
Moore
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48

49

Durchführung eigener, unabhängiger Gutachten zu hydrogeologischen
Auswirkungen von Kiesabbau und Verfüllung im Gesamtraum

50

51

Beauftragung einer Studie, die ermittelt, ob mit oder ohne Verfüllung die
Ziele der Wiederentstehung der Natur besser erreicht werden

52

53

54

55

56

Aufstockung von Personal und Finanzen, um die Naturschutzbehörden in die
Lage zu versetzen, alle Prüfungen, insbesondere die
Umweltverträglichkeitsprüfungen, im Rahmen von Genehmigungsverfahren
gründlich und sorgfältig durchzuführen und hierbei die Naturschutzverbände
zu beteiligen

57

58

Ausweitung und Verstetigung der Renaturierung der Moore durch den
Sachsenforst in Abstimmung mit Naturschutzverbänden

59

60

Durchführung transparenter und umfassender Information und Beteiligung der
Anwohner*innen und Interessensverbände

Unterstützer*innen
Claudia Creutzburg (KV Dresden), Elke Zimmermann (KV Dresden), Klaus Gaber (KV

Dresden), Renate Greuner (KV Dresden), Christiane Filius-Jehne (KV Dresden), Evi

Bergmann (KV Dresden), Kati Bischoffberger (KV Dresden), Ralf Weber (KV Dresden),

Cornelia Munzinger-Brandt (KV Dresden), Christian Lindner (KV Dresden), Annette

Rottmann (KV Dresden), Henriette Krüger (KV Dresden)



A1NEU Kiesabbau in und um Dresden stoppen – Schäden für Flora und

Fauna begrenzen

Gremium: Mitgliederversammlung

Beschlussdatum: 12.09.2022

Tagesordnungspunkt: 3.1. Kiesabbau in und um Dresden stoppen

– Schäden für Flora und Fauna begrenzen

Antragstext

1 Antragstellerinnen: Ulrike Caspary, Julia Günther

2 Kiesabbau in und um Dresden stoppen – Schäden für Flora und Fauna begrenzen

3 In und um Dresden sind aktuell 3 Gebiete vom Bergbau direkt betroffen:

4

5

der Kiesabbau in Söbrigen, der die wertvolle Dresdner Elblandschaft
bedroht und schädigt https://www.gegen-kieswerk-soebrigen.de/

6

7

8

9

10

der Abbau von Sand im Heller (Teil des LSG Dresdner Heide, FFH-Gebiet),
wodurch eiszeitliche Dünen mit wertvoller, unter Schutz stehender Natur,
vernichtet werden. https://www.hellerau-
buergerverein.de/index.php/arbeitsgruppen/umwelt/213-volles-haus-zukunft-
des-heller-bewegt-die-buerger

11

12

13

der Kiesabbau Würschnitz (FFH Gebiet mit Niedermooren im Wald) nördlich
von Dresden, der wertvolle Moorlandschaften zerstören wird.
https://sachsen.nabu.de/news/2019/26181.html

14

15

16

17

18

19

20

Angesichts der stetig zunehmenden, sichtbaren und erlebbaren Folgen des
Klimawandels und der damit verbundenen Gefährdung unserer Lebensgrundlagen,
halten wir es für dringend erforderlich den Abbau von Kies und Sand in den
genannten Gebieten, sowie in anderen schützenswerten Gebieten Sachsens, zu
beenden. Recycling vorhandener Baustoffe sollte den Materialbedarf immer weiter
ersetzen. Die Gefährdung von Trinkwasser, bzw. der hohe Verbrauch an Wasser
durch Bergbau sind für uns nicht akzeptabel.
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21

22

23

24

25

26

Die Macht des Bergrechtes, das in unserer Erfahrung vor Ort, über allem steht,
muss gebrochen werden. Wir brauchen dringend und schnell eine Änderung des
Bergrechtes mit einer Ausrichtung auf die Probleme der heutigen Zeit,
insbesondere den Klimaschutz. Unser Anliegen ist der Erhalt unserer
Lebensgrundlagen auch für die nächsten Generationen und das ist hier vor Ort in
Gefahr.

27

28

Der Kreisverband BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert den Landesverband Sachsen auf,
sich auf Landes- und Bundesebene für folgende Punkte einzusetzen:

29

30

Änderung des Bergrechtes entsprechend den Anforderungen unserer heutigen
Zeit

31

32

Sorge dafür zu tragen, dass im Zuge dessen die oben genannten
Abbauvorhaben eine Neubewertung erfahren

33

34

35

36

Anwendung der Änderungen des Bundesbergrechtes aus dem Jahr 1996 in Bezug
auf Sande und Kiese bei jeglichem Neuaufschluss in Sachsen (Gesetz zur
Vereinheitlichung der Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen vom 15. April
1996 (BGBl. I S. 602))

37

38

Schaffung von Voraussetzungen, die sicherstellen, dass bei Verfüllung von
Tagebaugebieten

39

40

in kurzen Abständen anlasslose, externe, unangekündigte Kontrollen
durchgeführt werden

41

42

ausschließlich Material verfüllt wird, dass keine Schädigung der Moore
über wasserführende Schichten bedeutet

43

44

engmaschiges Monitoring der Feuchtgebiete hinsichtlich des Zustandes des
Grundwasserhaushaltes durchgeführt wird

45

46

47

Schaffung der Voraussetzungen für einen Stopp der Erweiterung des
Kiesabbaugebietes Würschnitz-West auf Grund der möglichen Gefährdung der
Moore
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48

49

Durchführung eigener, unabhängiger Gutachten zu hydrogeologischen
Auswirkungen von Kiesabbau und Verfüllung im Gesamtraum

50

51

Beauftragung einer Studie, die ermittelt, ob mit oder ohne Verfüllung die
Ziele der Wiederentstehung der Natur besser erreicht werden

52

53

54

55

56

Aufstockung von Personal und Finanzen, um die Naturschutzbehörden in die
Lage zu versetzen, alle Prüfungen, insbesondere die
Umweltverträglichkeitsprüfungen, im Rahmen von Genehmigungsverfahren
gründlich und sorgfältig durchzuführen und hierbei die Naturschutzverbände
zu beteiligen

57

58

Ausweitung und Verstetigung der Renaturierung der Moore durch den
Sachsenforst in Abstimmung mit Naturschutzverbänden

59

60

Durchführung transparenter und umfassender Information und Beteiligung der
Anwohner*innen und Interessensverbände



A2NEU Gemeinsamer Änderungsantrag zum Leitantrag des

Bundesvorstandes „ Wertegeleitet, multilateral, handlungsfähig: grüne

Friedens- und Sicherheitspolitik in der Zeitenwende“

Antragsteller*innen:

Tagesordnungspunkt: 5. Sonstiges

Antragstext

1

2

3

4

5

6

Der KV Dresden wird aufgefordert durch Beschluss der heutigen MV einen
gemeinsamen Änderungsantrag zum Leitantrag des Bundesvorstandes "Wertegeleitet,
multilateral, handlungsfähig: grüne Friedens- und Sicherheitspolitik in der
Zeitenwende" der auf der BDK zur Abstimmung gelangen soll zu stellen und unsere
gewählten BDK Delegierten zu beauftragen diesen dort als Änderungsantrag zur
Diskussion zu bringen.

7

8

Der Änderungsantag soll den bisherigen Text des Bundesvorstandes wie folgt
ergänzen:

9 Bisher Zeile 388-390

10

11

12

13

14

"Unter dieser Maßgabe bedeutet das Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51 der UN-
Charta für
uns als Friedenspartei, dass Staaten, die bedroht oder angegriffen werden, auch
mit der
Lieferung von Waffen unterstützt werden können."

15 Neu, zu beantragen:

16

17

18

19

20

21

22

23

"Unter dieser Maßgabe bedeutet das Selbstverteidigungsrecht nach Art. 51 der UN-
Charta für
uns als Friedenspartei, dass Staaten, die bedroht oder angegriffen werden, nach
intensiver Risikostratifikation mit Mandat des deutschen Bundestages als Ultima
Ratio nach Auschöpfung aller diplomatischen Bemühungen unter Beachtung der
international anerkannten Menschenrechte insbesondere auch auf Leben und
körperliche Unversehrtheit auch mit der
Lieferung von Waffen unterstützt werden können."
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A2NEU Gemeinsamer Änderungsantrag zum Leitantrag des Bundesvorstandes „ Wertegeleitet,
multilateral, handlungsfähig: grüne Friedens- und Sicherheitspolitik in der Zeitenwende“

Begründung

Der Ukrainekrieg stellt uns vor neue innerparteiliche Fragen, insbesondere hinsichtlich der friedenspolitischen

Ausrichtung des Grundsatzprogramms von B90/Grüne. Im bisher beschlossenem Grundsatzprogramm ist

nicht umsonst folgender Abschnitt beschlossen:

"(390) Exporte von Waffen und Rüstungsgütern an Diktatoren, menschenrechtsverachten de Regime und in

Kriegsgebiete verbieten sich. "

Mit dem völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine am 24.2.2022 sind wir als friedenspolitisch

motivierte Partei in ein Dilemma geraten. Können wir an unserem Grundsatzprogramm weiter festhalten oder

müssen wir unsere Haltung revidieren oder differenzieren ? Der Deutsche Bundestag hat mit überwältigender

Mehrheit für Waffenlieferungen, auch schwere, im Fall des Ukrainekrieges gestimmt. Müssen wir deshalb

trotzdem unsere bisherige Überzeugung verwerfen und Waffenlieferungen in Kriegsgebiete ermöglichen ? Der

Bundesvorstand hat einen Leitantrag verfasst, der eine Änderung dieses Grundsatzes - keine

Waffenlieferungen in Kriegsgebiete - impliziert und ermöglicht. Aus basisdemokratischer Sicht ergibt sich für

uns als Partei aus dieser Situation nicht zwingend eine Änderung des Grundsatzprogramms: die Trennung von

Amt und Mandat und die Unabhängigkeit unserer gewählten Parlamentarier*innen ermöglicht aus Perspektive

der Partei auch ein Festhalten am bisherigen Grundsatzprogramm. Der Vorschlag des Bundesvorstandes ist

ein zu diskutierender "Game changer" für die bisherige friedenspolitische Ausrichtung von B90/Grüne,

unabhängig des aktuellen Krieges - er schlägt eine deutliche Abkehr von bisher gültigen Grundsätzen grüner

Friedens- und Sicherheitspolitik vor. Einerseits dürfen wir unsere über viele Jahre erarbeiteten Leitmaxime

nicht leichtfertig über Bord werfen, andererseits müssen wir feststellen, dass es Situationen in Konflikten gibt,

die Waffenlieferungen ermöglichen müssen um die Vernichtung von Staaten zu unterbinden, wie hier im Fall

der Ukraine.

Angesichts dieses Dilemmas ist der Leitantrag des Bundesvorstandes in dem entsprechenden Abschnitt zu

pauschal gehalten: wenn wir Waffenlieferungen in Kriegsgebiete in Erwägung ziehen wollen müssen die

Hürden dafür sehr hoch sein. Der Leitantrag sollte daher mindestens erweitert werden um Risikostratifizierung,

Ultima Ratio und Auschöpfungen aller diplomatischen Bemühungen. Erst dann sollten Waffenlieferungen in

Kriegsgebiete mit dem Mandat des deutschen Bundestages unter grüner Zustimmung verabschiedet werden

können. Es muss klar sein, dass nur Diplomatie Konflikte lösen kann und Waffenlieferungen nur ein Mittel zur

Erreichung diplomatischer Lösungen darstellen.

In allen Entscheidungen zu Waffenlieferungen dürfen wir nicht vergessen: zu den anerkannten

Menschenrechten gehört auch das Recht auf Leben und das Recht auf körperliche Unversehrtheit.

Zum Begriff Risikostratifitierung:

1 Definition

Die Stratifikation bzw. Risikostratifikation ist ein statistischer Prozess, der in der Medizin eingesetzt wird. Er

dient dazu, Bedingungen zu identifizieren, die eine Erkrankung negativ beeinflussen. Nach der Identifikation

kann man die Bedingungen systematisch in "Schichten" ordnen und Strategien entwickeln, um ihre

Auswirkungen zu verringern.
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A2NEU Gemeinsamer Änderungsantrag zum Leitantrag des Bundesvorstandes „ Wertegeleitet,
multilateral, handlungsfähig: grüne Friedens- und Sicherheitspolitik in der Zeitenwende“

2 Nomenklatur

Der Begriff wird in der medizinischen Literatur oft synonym mit dem Terminus Risikoklassifikationbenutzt.

3 Hintergrund

Die Grundlagen einer Risikostratifizierung werden in der Regel durch die statistische Auswertung 

epidemiologischer Daten ermittelt, die z.B. die Zusammenhänge zwischen bestimmten Risikofaktoren

(Vorerkrankungen, Komorbidität usw.) und Krankheitsverläufen untersuchen. Die Stratifizierung dient dann

dazu, Patienten aufgrund dieser Risikofaktoren dem für sie geeigneten Interventionsschemazuzuordnen. Ein

Beispiel für einen Parameter, den man zur klinischen Risikostratifikation nutzt, ist der Agatston-Score.
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